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41 Neues vom Glücksspiel

Die Regierung Macaus hat im letz­

ten Jahr weniger an Steuern aus der 

Glücksspielkonzession für das Casino- 

Konsortium STDM (Sociedade de Tu- 

rismo e Diversoes de Macau, Macau 

Tourism ancl Amüsement Co.) von 

Stanley Ho Hung-sun (Ho ist zugleich 

Vizevorsitzender des Vorbereitungsko­

mitees für die SVR Macau) einge­

nommen als im Jahr davor. Mit 5,05 

Mrd. Patacas flössen 1998 15,4% we­

niger in die Regierungskasse als 1997 

(5,97 Mrd.). STDM überwies der Re­

gierung an Monopolsteuer im letzten 

Jahr 31,8% ihrer Gesamteinnahmen. 

Die Spielcasinos erlebten 1998 infol­

ge der Wirtschaftskrise einen Rück­

gang ihrer Gesamteinnahmen um fast 

20%. Dafür konnten die 17.000 An­

gestellten im öffentlichen Dienst über 

Chinesisch-Neujahr in den Casinos 

ihren Einsatz machen. Während sie 

den Rest des Jahres von den Spiel­

tischen verbannt sind, durften laut 

einer von Gouverneur Vieira unter­

zeichneten Sonderverordnung Staats­

bedienstete und Mitglieder der Sicher­

heitskräfte von 20 Uhr des 15. bis 2 

Uhr des 19. Februar wie jedes Jahr 

einmal ihrer Spielleidenschaft frönen. 

STDM betreibt neun Casinos in Ma­

cau, während sich ihre Tochtergesell­

schaften um alle anderen Gliicksspiel- 

und Wettgeschäfte kümmern. Für das 

Frühlingsfest war die Eröffnung des 

zehnten Casinos geplant. 10.000 Per­

sonen, 5% des Arbeitskräftepotentials, 

sind bei STDM beschäftigt. (SCMP,

4.2./3.3.99) -ljk-

42 Verstärkte Handelsbezie­

hungen zwischen Macau und 

der VR China

Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 

des Handels zwischen China und Ma­

cau soll weiter intensiviert werden, 

so Wang Hui, Direktor der Abtei­

lung für Taiwan, Hongkong und Ma­

cau unter dem Ministerium für Au­

ßenhandel und wirtschaftliche Zusam­

menarbeit (MOFTEC) in einem Inter­

view mit der Nachrichtenagentur Xin­

hua am 28. Februar. Der Handel zwi­

schen beiden Regionen erreichte da­

nach im letzten Jahr 870 Mio. US$, 

13,8% mehr als 1997. Geschäftsleute 

aus Macau investierten 1998 438 Mio. 

US$ in der Volksrepublik, das sind 

auf Jahresbasis gerechnet 11% mehr 

als 1997. China hat 1998 Verträge 

über insgesamt 266 Mio. US$ in Ver­

tragsgeschäften, Vermittlung von Ar­

beitskräften sowie Planung und Bera­

tung abgeschlossen. Die meisten Im­

porte Macaus kommen aus China, und 

China ist Macaus viertgrößter Export­

markt. Was die in China verwendeten 

Gelder aus Übersee anlangt, so steht 

Macau an 10. Stelle unter den Geber­

ländern. (XNA, 1.3.99) -ljk-

Taiwan

43 Umstrittene Maßnahmen 

zur Konjunkturförderung 

lösen Regierungskrise aus

Im Zeichen sich verschlechternder 

Wirtschaftsnachrichten gab die Re­

gierung im Februar neue Maßnah­

men zur Konjunkturförderung be­

kannt. Am Ende sah sich Premiermi­

nister Vincent Siew (Xiao Wanchang) 

einem Mißtrauensvotum gegenüber.

Die Lage: Am 8. Februar wurden 

auf einer Pressekonferenz die neue­

sten Zahlen zum Wirtschaftswachs­

tum bekannt gegeben, die schlechter 

als vorhergesehen ausfielen. Demnach 

war das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

im Jahr 1998 gegenüber dem Vor­

jahr nur um 4,83% gewachsen - der 

niedrigste Wert seit 16 Jahren. Zuvor 

war noch von einem Wachstum von 

5,07% ausgegangen worden. Im vier­

ten Quartal hatte das Wachstum sogar 

nur noch 3,71% betragen. Auch die 

Prognose für das laufende Jahr wurde 

nach unten korrigiert. Nunmehr wird 

mit 4,74% ein noch geringeres Wachs­

tum als 1998 erwartet, während zuvor 

5,24% errechnet worden waren. (LHB,

9.2.99)

Diese Werte wirken im internationa­

len Vergleich nach wie vor hervor­

ragend, sind freilich im Zusammen­

hang mit einer zunehmenden Nervo­

sität in der taiwanischen Wirtschaft 

und Wirtschaftspolitik zu sehen. So 

schrumpften die Exporte im Jahr 1998 

um dramatische 9,7% und die Impor­

te um 8,5%. Gemäß den Vorhersagen 

soll es zwar 1999 zu einer Wende kom­

men, doch mit +2% (Exporte) bzw. 

+0,9% (Importe) bliebe der Außen­

handel weiterhin hinter der allgemei­

nen Wirtschaftsentwicklung zurück. 

(SCMP, Internet-Ausgabe, 9.2.99)

Weitere Sorgenkinder sind die Aktien- 

und die Kapitalmärkte sowie die Im­

mobilienpreise. Die Börsenkurse wa­

ren 1998 im Schnitt um 21,6% und 

bis zu den Feiertagen um das chi­

nesische Neujahrsfest Mitte Februar 

um weitere 9,7% eingebrochen (FT, 

20-/21-2.99; HB, 16.2.99) - staatliche 

Stützungskäufe auf dem Aktienmarkt 

in den letzten drei Monaten hatten 

den Abwärtstrend des Index nicht 

umkehren können. Da Kreditinstitute 

vielfach Aktien als Sicherheit bei Dar­

lehensgeschäften akzeptiert haben, ge­

riet mit der Baisse auch der Banken­

sektor zunehmend in Gefahr. Derzeit 

wird davon ausgegangen, daß 5% aller 

Kredite notleidend sind. Dieser Wert 

ist zwar noch gering, doch nach ei­

ner Serie von Firmenzusammenbrü­

chen seit letztem Herbst herrscht die 

Furcht vor einem Dominoeffekt.

Besonders betroffen sind Immobilien­

investoren. Aufgrund hoher Leerstän­

de können Einnahmen nicht realisiert 

und aufgenommene Darlehen oft nicht 

mehr bedient werden. Die Regierung 

hatte daher am 31.12.1998 ein Pro­

gramm zur Vergabe zinsvergünstigter 

Wohnungskaufdarlehen an Erstbezie­

her aufgelegt, sich damit aber der Kri­

tik ausgesetzt, davon würden nur die 

Baufirmen profitieren, nicht aber die 

Käufer, denen die leer stehenden Ob­

jekte nach Marktlage an sich billi­

ger angeboten werden müßten (SCMP, 

Internet-Ausgabe, 4.1.99).

Zudem ist das Kreditwesen in Tai­

wan durch eine zu große Anzahl klei­

ner und entsprechend finanzschwacher 

Banken geprägt, zu denen noch über 

300 ländliche Darlehensgenossenschaf­

ten hinzukommen. Diese gelten als be­

sonders vom Zusammenbruch gefähr­

det. Die amerikanische Agentur Moo­

dy’s Investors Service befürchtet, daß 

die aggressive Darlehensvergabe, die 

sich im scharfen Konkurrenzkampf un­

ter zu vielen Banken breitgemacht 

habe, längerfristig Taiwans Wettbe­

werbsposition beeinträchtigen kann. 

(IHT, 27-/28.2.99; SCMP, Internet- 

Ausgabe, 13.2.99)

Wie weit die Nervosität schon geht 

zeigte sich Anfang Februar, als pa­

nische Kunden innerhalb eines Tages
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1,2 Mrd. Neue Taiwandollar (NT$) 

von der Panhsin-Bank in Taibei ab­

zogen, nachdem ein Parlamentsmit­

glied der Kuomintang und Mitinha­

ber der Bank Schecks im Wert von 

101 Mio. NT$ hatte platzen lassen. 

(SCMP, Internet-Ausgabe, 4.2.99)

Unmittelbar vor dem Neujahrsfest 

trafen sich auf Einladung des Premier­

ministers 140 Beamte, Parlamentarier, 

Manager und Wissenschaftler zu einer 

zweitägigen Konferenz, um über Re­

formen im Wirtschafts- und Finanz­

sektor zu beraten. Premier Siew stellte 

hierzu klar, daß die Krisenerscheinun­

gen seiner Ansicht nach zwar durch 

den Einbruch bei den Exporten ausge­

löst wurden, daß sie jedoch auf Män­

gel in den internen Wirtschaftsstruk­

turen und auf institutionelle Probleme 

zurückgingen, die längerfristige Lö­

sungen nötig machen. Kritisch zu se­

hen seien vor allem die Finanzmärkte, 

das Unternehmensmanagement und 

die Verwaltung des Arbeitsmarkts, des 

Wohnungsbaus und des Grundstücks­

marktes. Strukturschwächen gebe es 

darüber hinaus bei der Bankenauf­

sicht, dem Aktienmarkt, dem Geset­

zesrahmen für Unternehmensleitun­

gen und bei der restriktiven Arbeits­

gesetzgebung. Vertreter der Opposi­

tion wiesen allerdings sogleich dar­

auf hin, daß die übermäßige Darle­

hensvergabe und die spekulative In­

vestitionstätigkeit auf einer Verfilzung 

von Regierung und Geschäftswelt be­

ruhten, so daß Reformen wenig nütz­

ten, wenn nicht gegen dieses Grund­

problem vorgegangen würde (SCMP, 

Internet-Ausgabe, 12.2.99).

In eine ähnliche Richtung zielten Äu­

ßerungen von Moody’s Investors Ser­

vice: Ohne tiefergehende Reformen 

würde sich nichts an zu riskanter, spe­

kulativer Investitionstätigkeit ändern, 

da Investoren und Unternehmer dar­

auf bauen könnten, daß im Fall des 

Scheiterns die Regierung einspringe - 

so war es in der Vergangenheit gesche­

hen. (AWSJ. 15.2.99)

Nachdem die bisherigen Konjunktur­

belebungsmaßnahmen (Stützungskäu­

fe von Aktien, Wohnkaufdarlehen) als 

zu kurz greifende Nothilfen kritisiert 

worden waren, stellte Premier Siew 

dann am Ende der Konferenz ein Bün­

del weiterreichender Reformvorschlä­

ge vor, die die Stärkung der Finanz­

institutionen und des Kapitalmarkts 

sowie die Verlängerung der Steuer­

begünstigung für Hochtechnologieun­

ternehmen um zehn Jahre betrafen. 

Seitens des Finanzministeriums wa­

ren außerdem Vorschläge gekommen, 

Firmenzusammenschlüsse (besonders 

Bankenfusionen) steuerlich zu erleich­

tern und die Aufsicht zu verstärken 

(AWSJ, 11.2.99 und 15.2.99, IHT,

15.2.99) . Präsident Li Teng-hui (Li 

Denghui) stellte in seiner Neujahrs­

ansprache am 15.2. gar eine Restruk­

turierung der Wirtschaft Taiwans in 

Aussicht (HB, 16.2.99). Bei den mei­

sten der weiterreichenden Vorschläge 

wird es jedoch einige Zeit dauern, ehe 

sie auf dem Gesetzgebungsweg umge­

setzt sind.

Schon gleich nach den Neujahrsfeier­

tagen wurden aber auch weitere kon­

krete Maßnahmen bekannt gegeben, 

darunter eine Verringerung der Min­

destreserven, die die Banken bei der 

Zentralbank hinterlegen müssen, sowie 

eine Senkung der Einkommensteuer 

für Kreditinstitute von 5 auf 2%. (FT, 

20./21.2.99; SCMP, Internet-Ausgabe,

24.2.99) Bereits Anfang des Monats 

hatte die Zentralbank die Leitzinsen 

um einen Viertel Prozentpunkt ge­

senkt, um mehr Liquidität in den 

Markt zu geben. (AWSJ, 2.2.99)

Hinzu kamen noch im Februar zwei 

weitere Maßnahmen zur Belebung des 

Aktienmarkts. Zum einen beschloß 

die Regierung mit sofortiger Wirkung, 

daß Ausländer bis zu 50% der Aktien 

taiwanischer Firmen erwerben dürften 

- bislang hatten 15% als Limit gegol­

ten, ohne daß diese Marke jedoch ef­

fektiv kontrolliert worden wäre. (FAZ, 

23.2.99, FT, 24.2.99)

Ungleich größeres Aufsehen erregte al­

lerdings ein anderes Thema: die Sen­

kung oder Abschaffung der Börsen­

umsatzsteuer. Die drei größten Wirt­

schaftsverbände hatten dies seit län­

gerem verlangt und erheblichen Druck 

auf die Regierung von Premiermini­

ster Siew ausgeübt. Im Hinblick dar­

auf, daß damit lediglich die Akti­

enspekulation erleichtert, aber keine 

andauernde Höherbewertung der An­

teilsscheine erreicht würde, hatte Siew 

entsprechende Maßnahmen abgelehnt, 

zumal der Hebesatz von 0,3% ohne­

hin gering ist. Auch auf dem erwähn­

ten Wirtschaftsforum hatte ein Ver­

zicht auf die Börsenumsatzsteuer un­

ter Fachleuten keine Anhänger gefun­

den. Auf dem Umweg über Präsi­

dent Li Teng-hui setzte sich die Wirt­

schaftslobby dann aber gegen den Pre­

mierminister doch noch durch. Nach­

dem Siew seine Ablehnung aufgab, be­

schloß das Kabinett, im März daher 

im Legislativ-Yuan eine Vorlage einzu­

bringen, die flexible Sätze der Börsen­

umsatzsteuer vorsehen wird. (SCMP, 

Internet-Ausgabe, 24.2.99)

Das Zurückweichen von Premier Siew 

rief bei der Opposition einen Sturm 

der Entrüstung hervor: Er verspiele 

das Vertrauen der Bevölkerung, in­

dem er einmal mehr zu zweifelhaf­

ten Maßnahmen ohne langfristig po­

sitiven Effekt greife. Die Steuerkür­

zung würde zudem den angespann­

ten Staatsetat weiter belasten. Be­

sonders kritisch wurde bewertet, daß 

die Höhe des Steuersatzes in Zu­

kunft von der Exekutive bestimmt 

werden soll, was der Entmachtung des 

Parlaments in einer grundsätzlichen 

Frage gleichkommt. Außerdem stell­

te sich das Verfassungsproblem, die 

wirtschaftspolitischen Entscheidungs­

kompetenzen von Präsident und Pre­

mier zu bestimmen. (SCMP, Internet- 

Ausgabe, 24.2.99)

Sogleich wurden Spekulationen laut, 

Siew würde beim Präsidenten seinen 

Rücktritt einreichen. Dies geschah je­

doch nicht. Es gelang der Opposition 

aber, die nötigen Stimmen zusammen­

zubekommen, um im Parlament ein 

Mißtrauensvotum gegen den Premier­

minister einzubringen. (Central News 

Agency, nach SWB, 27.2.99)

Gegen Ende des Monats nahm die 

politische Nervosität in Taibei noch 

aus einem weiteren Grund zu: Das 

Problem der notleidenden Kredite ist 

möglicherweise doch größer als zu­

nächst angenommen. Präsident Li er­

klärte, daß die Hälfte der 700 Mrd. 

NT$, die der Regierung und den 

Privatbanken geschuldet wird, abge­

schrieben werden könnte und daß Tai­

wan eine ähnlich schwere Wirtschafts­

krise wie Japan drohe, falls nicht rasch 

effektive Gegenmaßnahmen ergriffen 

würden. (SCMP, Internet-Ausgabe,

26.2.99) -hws-






